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Über "Demokratie leben!" 

Für ein vielfältiges, gewaltfreies und 

demokratisches Miteinander 

Zahlreiche Initiativen, Vereine und 
engagierte Bürgerinnen und Bürgern 
in ganz Deutschland setzen sich 
tagtäglich für ein vielfältiges, 
gewaltfreies und demokratisches 
Miteinander ein. Bei dieser wichtigen 
Arbeit unterstützt sie das 
Bundesprogramm "Demokratie 
leben!" des �Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend. 

Zu den Zielgruppen des 
Bundesprogramms gehören 
insbesondere Kinder und Jugendliche, 
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Demokratie leben! 

Kommunen Länder Bund 

Partnerschaft Landes- Strukturent-
für Demokratie Demokratie- wicklung zum 

zentren bundeszentralen 
Träger 

Ausgewählte Phänomene gruppenbezogener Menschenfeind­

lichkeit und Demokratiestärkung im ländlichen Raum 

Radikalisierungsprävention 

Engagement und Vielfalt in der Arbeits- und Unternehmenswelt 

Demokratieförderung im Bildungsbereich 

deren Eltern, Familienangehörige und c 

Bezugspersonen, aber auch ehren-, 
neben- und hauptamtlich in der 
Jugendhilfe Tätige, 
Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren sowie staatliche und 
zivilgesellschaftliche Akteure. 
"Demokratie leben!" ist zudem ein 
zentraler Baustein der "Strategie 
der Bundesregierung zur 
Extremismusprävention und 
Demokratieförderung". Weitere 

Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft 

Stärkung des Engagements im Netz- gegen Hass im Netz 

Prävention und Deradikalisierung in Stravollzug und 

Bewährungshilfe 

Forschung, Öffentlichkeitsarbeit, Begleitprojekte, Bundesamt für Familie 

und zivilgesellschaftliche Aufgaben, Programmvernetzung und 

wissenschaftliche Begleitung 

Die Programmstruktur im Überblick 
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Informationen zu den Bundesprogrammen zur Demokratieförderung und Extremismusprävention befinden sich in 
dem "Bericht der Bundesregierung über Arbeit und Wirksamkeit der Bundesprogramme zur 
Extrem ism usp rävention ". 

Fördersumme für 2018: 120,5 Millionen Euro 

"Demokratie leben!" setzt auf verschiedenen Ebenen an. So werden Projekte zur Radikalisierungsprävention und 
Demokratieförderung sowohl mit kommunalen wie auch mit regionalen und überregionalen Schwerpunkten 
gefördert. 

Das Programm startete im Januar 2015. Die Fördersumme für das Jahr 2018 beträgt insgesamt 120,5 Millionen 
Euro. 

Die geförderten Projekte und Initiativen haben dafür Sorge zu tragen, dass die Fördermittel ausschließlich für 
Zwecke eingesetzt werden, die den Zielen des Grundgesetzes förderlich sind (siehe � Begleitschreiben zum 
Zuwendungsbescheid). 

Umsetzung, Evaluation und wissenschaftliche Begleitung 

Die administrative Umsetzung des Bundesprogramms wird in der �Regiestelle "Demokratie leben!" des 
Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) durchgeführt. 

j "Demokratie leben!" auf einen Blick 

\ Programmlaufzeit: seit 2015 
I I Fördersumme für 2018: 120,5 Millionen Euro 

Das E::!'Deutsche Jugendinstitut (DJI) evaluiert das Programm. Es untersucht die Umsetzung und die Effektivität 
der Programmaktivitäten; ordnet sie fachlich ein und bewertet sie. Zusätzlich übernimmt es die wissenschaftliche 
Begleitung in den Programmbereichen Landes-Demokratiezentren, Förderung der Strukturentwicklung zum 
bundeszentralen Träger und für die Modellprojekte zu ausgewählten Phänomenen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und zur Demokratiestärkung im ländlichen Raum, für die Modellprojekte zur 
Radikalisierungsprävention sowie die Modellprojekte zum Engagement und Vielfalt in der Arbeits- und 
Unternehmenswelt und für Modellprojekte zur Demokratieförderung im Bildungsbereich und zur Prävention und 
Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewährungshilfe. 

Die wissenschaftliche Begleitung der lokalen Partnerschaften für Demokratie wird vom �Institut für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik e. V. (eingetragener Verein) (ISS) und von [�Camino- Werkstatt für Fortbildung, 
Praxisbegleitung und Forschung im sozialen Bereich gGmbH durchgeführt. Die wissenschaftliche Begleitung der 
Modellprojekte zum Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft erfolgt durch Camino und die der 
Modellprojekte zur Stärkung des Engagements im Netz- gegen Hass im Netz durch das ISS. 

© Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

https://vvvvw.demokratic-lcbcn.dc/ucbcr-dcmokratic-lcbcn.html 30.11.2018 
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1. Zielsetzung und Ausgangssituation des Bundesprogramms 

1.1 Zielsetzung des Programms 

Angriffe auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Phänomene gruppenbezogener Menschen­

feindlichkeit wie z.B. Rassismus und Antisemitismus sind eine dauerhafte Herausforderung für die 

gesamte Gesellschaft. Die Aufdeckung der NSU-Morde hat insbesondere die Gefahren des 

Rechtsextremismus/Rechtsterrorismus noch einmal deutlich vor Augen geführt. Verunsicherungen 

im Zuge von Globalisierung, Migration und sozialer Polarisierung werden auch weiterhin Anknüp­

fungsmöglichkeiten für menschenverachtende Ideologien und Ideologiefragmente bieten und zur 

vermeintlichen Rechtfertigung von Gewalt und in undemokratischer Form ausgetragenen politisier­

ten Konflikten missbraucht werden. Zur wirksamen Begegnung bedarf es zielgerichteter Präventi­

onsstrategien im Zusammenwirken von Kommunen, Ländern, dem Bund und der Zivilgesellschaft 

Eine wirksame Arbeit gegen demokratiegefährdende gesellschaftliche Entwicklungen muss an den 

konkreten Problemen und Bedürfnissen vor Ort ansetzen. 

Das Bundesprogramm "Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 

Menschenfeindlichkeit" will ziviles Engagement und demokratisches Verhalten auf der kommu­

nalen, regionalen und überregionalen Ebene fördern. Vereine, Projekte und Initiativen werden un­

terstützt, die sich der Förderung von Demokratie und Vielfalt widmen und insbesondere gegen 

Rechtsextremismus und Phänomene gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wie z.B. Rassis­

mus und Antisemitismus arbeiten. Darüber hinaus können auch andere Formen von Demokratie­

und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, von politisierter oder vorgeblich politisch bzw. vor­

geblich religiös legitimierter Gewalt, von Hass und politischer Radikalisierung Gegenstand präven­

tiver Arbeit und damit Gegenstand der Förderung durch das Bundesprogramm sein. 

Die folgenden fünf Programmbereiche sind vorgesehen: 

A. Bundesweite Förderung lokaler "Partnerschaften für Demokratie"; 

B. Förderung von Demokratiezentren zur landesweiten Koordinierung und Vernetzung sowie 

von Mobiler, Opfer- und Ausstiegsberatung; 

C. Förderung der Strukturentwicklung zum bundeszentralen Träger; 

D. Förderung von Modellprojekten 

• zu ausgewählten Phänomenen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (GMF) und 

• zur Demokratiestärkung im ländlichen Raum; 

E. Förderung von Modellprojekten zur Radikalisierungsprävention. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf den Programmbereich E: "För­

derung von Modellprojekten zur Radikalisierungsprävention". Für Maßnahmen zu den Programm­

bereichen A bis D werden gesonderte Förderleitlinien aufgestellt. 

1.2 Ausgangssituation 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (nachfolgend: BMFSFJ bzw. 

Bundesministerium) hat mit den Bundesprogrammen "CIVITAS - initiativ gegen Rechtsextre-
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mismus in den neuen Bundesländern", "entimon- Gemeinsam gegen Gewalt und Rechts­

extremismus", "Vielfalt tut gut Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie", TOLERANZ 

FÖRDERN- KOMPETENZ STÄRKEN und der "Initiative Demokratie Stärken" eine Vielzahl von 

Modellprojekten gefördert. 

Im Resümee des Programms TOLERANZ FÖRDERN - KOMPETENZ STÄRKEN wird festge­

stellt, dass sowohl die Praxiserfahrungen der Modellprojekte als auch Forschungsergebnisse zei­

gen, dass die Herausbildung rechtsextremer, antisemitischer und fremdenfeindlicher Orientierun­

gen von den unterschiedlichen Sozialisierungsinstanzen des sozialen Umfeldes der Kinder und 

Jugendlichen (insbesondere Familie, Kindergarten und Schulen, Peer Groups, Partnerschaften, 

Medien) maßgeblich (und positiv wie negativ) beeinflusst werden kann. 

Die Programmevaluation des Vorläuferprogramms TOLERANZ FÖRDERN - KOMPETENZ 

STÄRKEN empfiehlt, zukünftig stärker als bisher modellhafte Weiterentwicklungen in der pädago­

gischen Arbeit mit rechtsextrem orientierten Jugendlichen zu erproben, um Veränderungen des 

Rechtsextremismus und gewandeltem Gruppen- und Freizeitverhalten affiner Jugendlicher Rech­

nung zu tragen. Die wissenschaftliche Begleitung der "Initiative Demokratie Stärken" sieht einen 

Bedarf, pädagogische Konzepte zur Auseinandersetzung mit islamistischen Orientierungen, religi­

ös begründeter Demokratiedistanz, Abwertung von Andersgläubigen und (ideologisierter) Gewalt 

bei jungen Musliminnen und Muslimen (auch Konvertitinnen und Konvertiten) weiterzuentwickeln 

und zu erproben. Dies gilt z.B. für Sozialräume, in denen Agitatorinnen und Agitatoren demokratie­

ablehnender und gewaltbefürwortender islamistischer Strömungen aktiv sind. Des Weiteren wer­

den Anknüpfungspunkte für themen- und zielgruppenspezifische Ansätze in der Arbeit gegen Ge­

walt und Demokratiefeindlichkeit in linksmilitanten Szenen gesehen. 

Die wissenschaftliche Begleitung sieht gute Ans�tze in bedarfs- und ressourcenorientierten sowie 

lebensweltbezogenen Projekten, die Empathie befördern, Perspektivwechsel ermöglichen, alterna­

tive Selbstwirksamkeitserfahrungen befördern und vernetzt handeln. 

Deshalb werden in dem neuen Bundesprogramm "Demokratie leben!" weiterhin modellhafte 

Maßnahmen zu Themenfeldern gefördert, die aktuelle gesellschaftliche Probleme, Herausforde­

rungen sowie sich daraus ergebende Entwicklungsbedarfe bzgl. pädagogischer Strategien aufgrei­

fen. 

2. Förderbereiche der Modellprojekte 

2.1 Grundsätze 

Im Rahmen des Bundesprogramms werden Modellprojekte in konfliktbelasteten Sozialräumen ge­

fördert und wissenschaftlich begleitet, die feindselige Einstellungen, das Reklamieren von Un­

gleichwertigkeit bei unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen und vorurteilbasierte, politisch 

und/oder religiös/weltanschaulich motivierte Gewalt in den Blick nehmen und hierzu Strategien der 

Auseinandersetzung mit dem Ziel einer konstruktiven, demokratisch ausgerichteten Bearbeitung 

der Problem- und Konfliktlagen entwickeln. Im Mittelpunkt der Förderung stehen Projekte LU 

Rechtsextremismus, Ultranationalismus, gewaltförmigen islamistischen Phänomenen bzw. lnstru­

mentalisierungen "des" Islam sowie gewaltförmigen und demokratiefeindlichen Manifestationen 

linker Militanz. 
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Modellprojekte sind innovative, zeitlich begrenzte Projekte, deren Erkenntnisse auf andere Träger 

oder Förderbereiche, insbesondere der Kinder- und Jugendhilfe, übertragbar sein sollen. Sie sollen 

an dringenden Fragen und Problemen ansetzen, neue und innovative Ansätze und Arbeitsformen 

erproben, Zugänge zu schwer erreichbaren Zielgruppen erschließen sowie wirkungsorientiert ge­

plant und umgesetzt werden. 

Entsprechend der heterogenen gesellschaftlichen Verbreitung der genannten Phänomene sowie 

den unterschiedlichen Ausprägungen, Wechselwirkungen und Ursachen von Radikalisierungspro­

zessen bei jungen Menschen sollen die Modellprojekte heterogene Zugänge, verschiedene sozial­

räumliche Ansätze sowie unterschiedliche Deeskalations- und Distanzierungsstrategien erproben. 

Ziel ist die Weiterentwicklung pädagogischer Praxis unter Berücksichtigung spezifischer lokaler 

Strukturen und deren Überführung in die Regelstrukturen. Die Modellprojekte sollen als Praxispro­

jekte an den Lebensweiten der Jugendlichen ansetzen, ihr soziales Umfeld einbeziehen, Zusam­

menhänge zwischen Radikalisierungsprozessen und phänomenspezifischen Entstehungskonstel­

lationen aufgreifen, kooperative, gewaltlose Strategien der Konfliktlösung vermitteln, Ideologien 

bzw. Ideologiefragmente bearbeiten und Alternativen zur Zugehörigkeit zu demokratiefeindlichen, 

gewaltbereiten Gruppen bieten bzw. aufzeigen. Es ist zu berücksichtigen, dass Orientierungen und 

Handlungen unterschiedliche Ursachenfaktoren sowie Motivationen (z.B. radikale Demokratie­

feindschaft, aber auch Protest) zugrunde liegen können. 

Gefördert werden können Träger, die über eine hohe thematische und methodische Expertise in 

den jeweiligen Themenfeldern sowie über Zielgruppenzugänge verfügen (bzw. sich diese erarbei­

ten können). Antragsteller wählen ein Themenfeld, denen das Modellprojekt schwerpunktmäßig 

zuzuordnen ist. Die Wahl mehrerer Themenfelder innerhalb eines Projektantrages ist nicht mög­

lich. 

lntergenerative, inklusive und genderreflexive Arbeit ist in den Ansätzen zu berücksichtigen. 

Besonders förderwürdig sind Modellprojekte, die sich abzeichnenden Radikalisierungsprozesse 

unter jungen Menschen in den nachfolgend genannten drei Themenfeldern zuwenden und Strate­

gien der Vermeidung und/oder Unterbrechung von derartigen Radikalisierungsprozessen bzw. der 

Distanzierung entwickeln und erproben. 

Dazu gehören insbesondere 

• Projekte in konfliktbelasteten Sozialräumen, die präventiv (integrierte sozialräumliche An­

sätze) auf sich abzeichnende Radikalisierungsprozesse antworten; 

• die Entwicklung und Durchführung von pädagogischen lnterventionsformaten, die geeignet 

sind, Einfluss auf Radikalisierungsprozesse zu nehmen; 

• die Entwicklung neuer Konzepte der Ausstiegs-, Disengagement- und Distanzierungsarbeit; 

• die Erprobung von Maßnahmen zur Radikalisierungsprävention im Internet/in den Social 

Media sowie zur medienpädagogischen/bildnerischen Auseinandersetzung mit Internetan­

geboten politisch radikalen Inhalts; 

• die Erprobung von Strategien peerbasierter Distanzierung; 

• die Weiterentwicklung von Angeboten der Arbeit mit Eitern betroffener junger Menschen; 

• die Weiterentwicklung von Trainings mit politisch bzw. religiös motivierten jugendlichen 
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Gewalttäterinnen und Gewalttätern und von entsprechenden Angeboten in den Justizvoll­

zugsanstalten. 

Die Projekte können in Form von Kooperationsverbünden unter Einbezug relevanter Akteurinnen 

und Akteure (z.B. Tandemprojekte von Akteurinnen und Akteuren der Sozialarbeit und politischer 

Bildung oder Tandemprojekte zum Wissenschafts-Praxis-Austausch) angelegt werden. 

2.2 Themenfeld "Rechtsextreme Orientierungen und Handlungen" 

Die Förderung von Modellvorhaben im Themenfeld "rechtsextreme Orientierungen und Handlun­

gen" hat das Ziel, neue und innovative Zugänge zu jungen Menschen mit Affinitäten zu rechtsext­

remen Ideologien und Akteurinnen und Akteuren zu erschließen und Ansätze der pädagogischen 

Arbeit mit den genannten Jugendlichen und jungen Erwachsenen gezielt (weiter-)zuentwickeln. 

Dabei ist aktuellen Formen des Rechtsextremismus sowie dem veränderten Freizeit- und Grup­

penverhalten Jugendlicher (z.B. Quantität und Qualität der Mediennutzung) Rechnung zu tragen. 

Weiterhin sollen Projekte in diesem Themenfeld modellhafte pädagogische Ansätze und Methoden 

entwickeln und testen, die eine kritische Auseinandersetzung mit demokratiefeindlichen sowie dis-

kriminierenden Einstellungen und Handlungen wirkungsvoll ermöglichen. Damit soll verhindert 

werden, dass diese Einstellungen und Handlungen bei Jugendlichen eine Scharnierfunktion zu 

rechtsextremen Einstellungen und/oder Milieus entfalten. 

2.3 Themenfeld "lslamistische Orientierungen und Handlungen" 

Die Förderung von Modellvorhaben im Themenfeld demokratie- und rechtsstaatsfeindliche "is­

lamistische Orientierungen und Handlungen" fokussiert auf die Zugangserschließung zu jungen 

Menschen mit Affinitäten zu islamistischen Ideologien und/oder Akteurinnen und Akteuren sowie 

auf die Entwicklung und Erprobung von modellhaften pädagogischen Angeboten zur Auseinander­

setzung mit religiös begründeter Demokratiefeindlichkeit, Abwertung von Andersgläubigen und 

religiös begründeter Gewaltakzeptanz/(ideologisierter) Gewalt bei jungen Musliminnen und Musli­

men (inkl. Konvertitinnen und Konvertiten). Pädagogische Praxis in diesem Themenfeld steht vor 

der Herausforderung, das Verhältnis zwischen Religion, legitimer Religionsausübung und religiös 

begründeter Radikalisierung sensibel auszuloten. Zusätzlich können Äußerungen religiös begrün­

deter Demokratiefeindlichkeit und Abwertung von Andersgläubigen - ähnlich wie in den beiden 

anderen Handlungsfeldern auch - Protestverhalten und gezielte Provokation (z.B. in Reaktion auf 

wahrgenommene Zuschreibungen durch mehrheitsgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure) dar­

stellen. Diese genannten Herausforderungen sollten in der pädagogisch-präventiven Arbeit von 

Modellprojekten angemessen berücksichtigt werden, um Stigmatisierungen zu vermeiden. 

2.4 Themenfeld "Linke Militanz" 

Die Förderung von Modellvorhaben im Themenfeld ",inke Militanz" fokussiert auf die Erprobung 

unterschiedlicher Wege der Zugangserschließung zu linken, militanzaffinen jungen Menschen und 

zu jungen Menschen in entsprechenden Risikokontexten sowie auf die Entwicklung jeweils jugend­

und zielgruppenadäquater, modellhafter pädagogischer Angebote. Formen linker Militanz existie­

ren in unterschiedlichen Bereichen (Antifaschismus, Antikapitalismus) oder als jugendkulturelle 

Ausdrucksform. Die Ursachen von Militanz können dabei ein Ausdruck von radikaler Systemoppo­

sition und Demokratiefeindschaft, die Folge eskalierender Konflikte zwischen politischen Gruppen, 
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die Folge eines situativ eskalierenden Protestgeschehen auf Demonstrationen, oder auch - losge­

löst von politischen Zielen- ein Attraktivitätsmoment für die Teilnahme an Protestereignissen sein. 

Diese heterogenen Ausprägungen und Ursachen können wichtige Anknüpfungspunkte für die prä­

ventive Arbeit von Modellprojekten bilden. 

3. Zielgruppen 

Mögliche Zielgruppen für die Maßnahmen eines Modellprojekts können sein: 

• Kinder und Jugendliche, insbesondere junge Menschen, die dabei sind, sich zu radikalisie­
ren oder Merkmale demokratiefeindlicher Haltungen entwickeln, die Mitglieder bzw. Sympa­
thisantinnen und Sympathisanten entsprechend radikalisierter Cliquen, Gruppen oder Sze­
nen sind oder gewaltbereites Verhalten zeigen; 

" Eltern und Familienangehörige, sowie weitere Bezugspersonen; 

.. Ehren-, neben- und hauptamtlich in der Jugendhilfe Tätige, die mit entsprechend orientier­
ten jungen Menschen konfrontiert sind; 

" Multiplikatorinnen und Multiplikatoren; 

" staatliche und zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure. 

4. Voraussetzungen, Art, Umfang und Höhe der Förderung 

4.1 Allgemeine Fördergrundsätze 

Das Bundesprogramm "Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 

Menschenfeindlichkeit" dient nicht der Reduzierung von Länderausgaben oder kommunalen 

Ausgaben. Es werden zeitlich begrenzte modellhafte Projekte gefördert, die Erkenntnisse bringen 

im Hinblick auf die Entwicklung, Erprobung, Überprüfung und Weiterentwicklung von Methoden 

und Konzeptionen zu den unter Abschnitt 2 benannten Themenfeldern und deren Ergebnisse auf 

die Regelpraxis, andere Träger oder Förderbereiche übertragbar sein müssen. 

Für die Förderung der Modellprojekte gelten die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen 

und Leistungen zur Förderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den Kinder- und Jugendplan 

des Bundes (RL-KJP) vom 29.09.2016 (GMBI Nr. 41 vom 12.10.2016, S. 801 ). 

Nicht gefördert werden insbesondere Maßnahmen, die nach Inhalt, Methodik und Struktur über­

wiegend schulischen Zwecken, dem Hochschulstudium, der Berufsausbildung außerhalb der Ju­

gendsozialarbeit, dem Breiten- und Leistungssport, der religiösen oder weltanschaulichen Erzie­

hung, der parteiinternen oder gewerkschaftsinternen Schulung, der Erholung oder der Touristik 

dienen, Maßnahmen mit agitatorischen Zielen sowie Maßnahmen des internationalen Jugend- und 

Fachkräfteaustausches, wenn sie zu den Aufgabenbereichen von binationalen Jugendwerken ge­

hören und der Art nach von diesen gefördert werden können sowie Maßnahmen, die zu den origi­

nären Aufgaben des Kinder- und Jugendplanes gehören und ebenfalls der Art nach von diesen 

gefördert werden können. Darüber hinaus werden keine Maßnahmen gefördert, die ihrem Charak­

ter nach durch das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und/oder durch länderspezifische Re­

gelungen abgedeckt werden. 
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Die Zuwendungsempfänger haben sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu be­

kennen und eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit zu gewährleisten. Näheres wird 

im Zuwendungsbescheid geregelt. 

Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet das für das Programm zuständige Bundesminis­

terium im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermessen. 

Mit der Bewilligung und Umsetzung wird die Regiestelle im Bundesamt für Familie und zivilgesell­

schaftliche Aufgaben (nachfolgend: BAFzA bzw. Bundesamt) beauftragt. Ein Rechtsanspruch auf 

die Förderung besteht nicht. 

Bei der Förderung wird die Eigenständigkeil des Zuwendungsempfängers gewahrt. Bei allen 

Veröffentlichungen ist in geeigneter Weise auf eine Förderung im Rahmen des Programms 

"Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" 

hinzuweisen. Die Logos des BMFSFJ und des Bundesprogramms sind gemeinsam mit dem ent­

sprechenden Förderzusatz an geeigneter Stelle sichtbar und nach den gültigen Regelungen zum 

Gorparate Design anzubringen. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. 

Der Zuwendungsempfänger wird verpflichtet, in geeigneter Art und Weise Öffentlichkeitsarbeit zu 

betreiben und eine Abschlussdokumentation zu den Erfahrungen und Ergebnissen aus der Um­

setzung des Modellprojekts zu erstellen. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. 

Der Zuwendungsempfänger wird verpflichtet, dem BMFSFJ und dem BAFzA das einfache und 

räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkte Nutzungsrecht an aiien urheberrechtiich geschütz­

ten Arbeitsergebnissen einzuräumen. Auch wenn andere öffentliche Zuwendungsgeber zur Finan­

zierung herangezogen werden, ist das o. g. Nutzungsrecht für das Bundesministerium und das 

Bundesamt sicherzustellen, die ihrerseits Erfahrungen und Ergebnisse aus geförderten Maßnah­

men auswerten und veröffentlichen können. 

4.2 Zuwendungsempfänger 

Als Zuwendungsempfänger kommen nichtstaatliche Organisationen in Betracht, die nachfol­

gende Bedingungen erfüllen: 

a) Erfüllung der fachlichen Voraussetzungen für das geplante Projekt und entsprechende Er­

fahrung in der Thematik des Programms; 

b) Sicherung einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung, insbesondere Beachtung der 

Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung (Goß) im Rahmen des Rechnungswesens; 

c) Führung der Fördermittel für das Projekt auf einem gesonderten Bankkonto (Unterkonto); 

d) Gewähr für eine zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame Verwendung der För­

dermittel sowie bestimmungsgemäßer Nachweis derselben; 

e) Nachweis der Gemeinnützigkeit gemäß §§ 51ff. Abgabenordnung (AO), ersatzweise zu­

nächst der Nachweis der Stellung eines Antrags auf Anerkennung der Gemeinnützigkeit 

gemäß §§ 51ff. AO bzw. grundsätzliche Vereinbarkeit des Gesellschaftervertrags/der Sat­

zung mit den Anforderungen der Gemeinnützigkeit; 

f) Kein Ausschluss der Vorschrift des § 181 BGB im Gesellschaftsvertrag und in etwaigen 

Geschäftsführerverträgen. 

Im Ausnahmefall können Zuwendungen auch an öffentliche Träger gegeben werden. Die Punkte 

a) bis f) gelten sinngemäß. 
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4.3 Fördervoraussetzungen 

Gefördert werden Modellprojekte in den unter Abschnitt 2 benannten Themenfeldern, die sich be­

sonders methodischen Herausforderungen stellen und ko-finanziert werden müssen. 

Voraussetzung für die Förderung ist die Zusätzlichkeit und der Innovationsgehalt des beantragten 

Vorhabens oder - unter quantitativen und qualitativen Gesichtspunkten - eine erhebliche Aus­

weitung bisheriger Aktivitäten, die eine Einordnung als neue, noch nicht begonnene Maßnahme 

rechtfertigen. 

Die Vorlage befürwortender Stellungnahmen der jeweils zuständigen Behörden auf kommunaler, 

regionaler, landesweiter oder auch bundesweiter Ebene mit Aussagen zur bisherigen Arbeit des 

Projektträgers und zur fachlichen Eignung des geplanten Projektvorhabens sind zwingend erfor­

derlich. 

Der Nachweis über die Ko-Finanzierung ist mit der Antragstellung zu erbringen. 

Die Träger sind verpflichtet, zu ihren eigenen Strukturen, Mitgliedsorganisationen, Mitgliedschat­

ten und zu Kooperationen im Rahmen der Förderung der Regiestelle im BAFzA Auskunft zu ertei­

len. Nach Antragstellung sind strukturelle Veränderungen umgehend unaufgefordert anzuzeigen. 

Näheres hierzu regelt der Zuwendungsbescheid. 

4.4 Förderungsarten 

Die Zuwendungen werden als Projektförderung auf der Grundlage des § 44 in Verbindung mit § 

23 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 

44 BHO zur Deckung von notwendigen Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne, ab­

gegrenzte Projektvorhaben gewährt. 

4.5 Finanzierungsarten 

Die Zuwendungen werden grundsätzlich als Teilfinanzierung (Anteilfinanzierung oder Fehlbe­

darfsfinanzierung) in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. 

4.6 Dauer, Höhe und Umfang der Förderung 

Im Rahmen des Bundesprogramms "Demokratie leben!" ist die Förderung von Projekten mit 

einer mehrjährigen Laufzeit möglich. Die Laufzeit ist bis zum 31. Dezember 2019 begrenzt. Die 

maximale Förderung beträgt 130.000 Euro pro Kalenderjahr. 

Zur Finanzierung der Modellprojekte werden maximal 80 % der Gesamtausgaben in der Gesamt­

laufzeit des Projekts durch Zuwendungen des BMFSFJ getragen. 

Mindestens 20 % der Gesamtausgaben müssen in der Gesamtlaufzeit des Projekts ko-finanziert 

werden. 

Zur Ko-Finanzierung können Eigenmittel der Träger, Mittel der Kommunen und der Länder, sowie 

anderer Bundesressorts, weitere Drittmittel (z.B. von Stiftungen), EU-Mittel oder Einnahmen aus 

dem Projekt herangezogen werden. Degressive Förderanteile der Zuwendung aus diesem Bunde­

sprogramm sind gewünscht, aber nicht zwingend. Bei mehreren Drittmittelgebern ist durch den 

Zuwendungsempfänger ein entsprechender administrativer Aufwand einzuplanen. 
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Höchstens 6 % der jährlich angefallenen projektspezifischen Ausgaben können als Verwaltungs­

ausgabenpausehaie im Verwendungsnachweis (s. u. Abschnitt 5.5) anerkannt werden, unter der 

Voraussetzung, dass die Pauschale grundsätzlich und ausdrücklich im Wege der Antragstellung 

kalkulatorisch beantragt wird. 

Verpflichtende Hinweise für die Zuwendungsempfänger: 

• Bei der Projektplanung und -durchführung sind erforderliche qualitätssichernde Maß­

nahmen wie bspw. Fortbildung, Fachaustausch, Vernetzung und Supervision zu berück­

sichtigen und entsprechend zu kalkulieren. 

Bei der Projektplanung sind die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen - Teil A: 

Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A), für den Gesamtför= 

derzeltraum zu berücksichtigen. Der Höchstwert für die Freihändige Vergabe von Leistun­

gen nach § 3 Abs. 5 i) VOLIA im Geschäftsbereich des BMFSFJ ist auf 20.000,00 Euro 

(ohne MwSt. ) festgelegt. Mit dem Verwendungsnachweis sind auf Anforderung die Ange­

bote und Entscheidungsbegründungen für die Vergaben einzureichen. Die Teilung eines 

Auftrages in mehrere Vergaben ist unzulässig, wenn damit der Zweck verfolgt wird, die 

vorgenannten Höchstwerte zu unterschreiten. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. 

4.7 Formblätter /Internet 

Für die der Regiestelle im BAFzA vorzulegenden lnteressenbekundungen, Projektanträge, Mittel­

anforderungen, Verwendungsnachweise und weiteren Mitteilungen sind die vorgegebenen Formu­

lare der Regiestelle des Programms verbindlich. Das Programm verfügt über eine eigene 

Website unter 

www.demokratie-leben.de 

die alle programmrelevanten Informationen bereitstellt. 

4.8 Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion als Leitprinzipien 

Gender Mainstreaming ist eine politische Strategie, die die Anliegen und Erfahrungen von Frauen 

und Mädchen ebenso wie die von Männern und Jungen in die Planung, Durchführung, Überwa­

chung und Auswertung der Maßnahmen selbstverständlich einbezieht. Dazu ist Diversity als Men­

schenrechtsansatz zu beachten, der die Vielfalt der Lebenslagen und Erfahrungen anerkennt und 

auf gleiche Teilhabechancen und Rechte abzielt. Ansätze zur Förderung von Inklusion als Vo­

raussetzung für Diversity Mainstreaming sollen jedem Menschen die Möglichkeit geben, sich an 

allen relevanten gesellschaftlichen Prozessen zu beteiligen - und zwar unabhängig von indivi­

duellen Fähigkeiten, kultureller, ethnischer wie sozialer Herkunft, Religion, Geschlecht oder Al­

ter. 

Für die zu fördernden Projekte bedeutet dies, die Entwicklung, Organisation, Implementierung 

und Evaluierung von Entscheidungsprozessen, Beteiligungsformen und Maßnahmen so zu betrei­

ben, dass in jedem Bereich und auf allen Ebenen die Ausgangsbedingungen und deren Auswir­

kungen für jede und jeden Einzelnen berücksichtigt werden. 

Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion sind als leitende Prinzipien grundlegend für die 

Umsetzung des Programms "Demokratie leben! A ktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 
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Menschenfeindlichkeit" und somit auch Bestandteil der Programmevaluation und wissenschaftli­

chen Auswertung. 

4.9 Nebenbestimmungen I Ausnahmeklausel 

Der Förderung liegen ergänzend die Bundeshaushaltsordnung (BHO) und die Verwaltungsvor­

schriften zur Bundeshaushaltsordnung (W-BHO) einschließlich der Allgemeinen Nebenbestim­

mungen zur Projektförderung (ANBest-P) zugrunde. 

Die Regiestelle kann in besonderen begründeten Ausnahmefällen nach vorheriger Zustimmung 

durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend von den Leitlinien zu die­

sem Programm abweichen. 

5. Verfahren 

5.1 lnteressenbekundungsverfahren 

Sofern ein lnteressenbekundungsverfahren durchgeführt wird, können lnteressenbekundungen 

beim 

Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 

Referat 304, Regiestelle "Demokratie leben!" 

Spremberger Straße 31 

02959 Schleife 

eingereicht werden. Näheres zum Verfahren wird unter www.demokratie-leben.de veröffentlicht. 

5.2 Auswahlverfahren 

Die im Rahmen des lnteressenbekundungsverfahrens eingereichten Projektvorschläge werden 

statistisch erfasst und entsprechend angelegt. Die Projektvorschläge werden nach ihrer Zuord­

nung zu den Förderbereichen und auf Vollständigkeit der einzureichenden Unterlagen geprüft, 

nach einem festgelegten Bewertungsraster vorbewertet und fachlich begutachtet. Die abschlie­

ßende Entscheidung trifft das Bundesministerium. 

5.3 Antragsverfahren 

Die Träger der ausgewählten Projektvorschläge werden zeitnah nach der Entscheidung über ihre 

lnteressenbekundung zur Antragstellung aufgefordert. Interessenten, die keine Berücksichtigung 

finden konnten, werden zeitnah informiert. 

Die ausgewählten Träger werden zur Einreichung eines detaillierten Förderantrags unter Nutzung 

der dazu vorgegebenen Formulare ( s. unter Abschnitt 4. 7) aufgefordert. Die Regiestelle berät die 

Antragstellerinnen und Antragsteller telefonisch, per E-Mail oder in einem persönlichen Beratungs­

gespräch. 

Projektträger, die eine Förderung für mehrjährig konzipierte Projekte erhalten, legen jährlich je­

weils im Herbst einen Ergebnisbericht sowie einen Förderantrag für das Folgejahr nach den ent­

sprechenden Vorgaben der Regiestelle vor. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. 
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5.4 Bewilligungsverfahren 

Die Regiestelle im BAFzA bewilligt auf der Grundlage der Entscheidung des BMFSFJ die ausge­

wählten Förderprojekte im Rahmen der zur Verfügung stehenden Fördermittelkontingente für 

das jeweilige Haushaltsjahr im Einvernehmen mit dem Bundesministerium. Die Zuwendungen er­

folgen durch schriftlichen Zuwendungsbescheid. 

Bei mehrjährig konzipierten Projekten werden die 7uwendungsbescheide in der Regel für die Dau­

er eines Jahres erlassen. ln den Projektkonzeptionen müssen daher klar abgrenzbare Arbeitser­

gebnisse für jedes bewilligte Jahr definiert sein. Sofern eine gesicherte Ko-Finanzierung im Rah­

men der Antragsstellung nachgewiesen werden kann, auf deren Grundlage eine längerfristige Be­

willigung möglich ist, kann der Bewilligungszeitraum im Zuwendungsbescheid mehrere Jahre um­

fassen. Die Jährlichkeit der zur Verfügung gestellten Bundesmittel bleibt hiervon unberührt. 

Der Umfang der Fördermittelkontingente kann im Laufe des Haushaltsjahres nach Verfügbarkeit 

der Bundesmittel und Antragslage durch Festlegungen des BMFSFJ geändert werden. 

5.5 VenNendungsnachweis 

Der Nachweis der bestimmungsgemäßen Verwendung der Zuwendung hat durch Vorlage eines 

Verwendungsnachweises, der aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis 

besteht, zu erfolgen. Dem zahlenmäßigen Nachweis ist eine tabellarische Belegübersicht beizufü­

gen, in der die Ausgaben nach Art und zeitlicher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind (Beleglis­
te). 

Im zahlenmäßigen Nachweis können pauschal 6 % für entstandene Verwaltungsausgaben auf die 

im Förderjahr angefallenen projektbezogenen Ist-Ausgaben als Summe geltend gemacht werden, 

sofern entsprechend den Ausführungen zur Antragstellung (s. u. Abschnitt 4.6) verfahren wurde. 

Ein Einzelnachweis ist somit nicht erforderlich. 

Unter Verwaltungsausgaben sind i. d. R. Ausgaben zu verstehen, die im Projekt als regelmäßig 

auftretender Verwaltungsaufwand (z.B. IT-Infrastruktur, Personalausgaben für das eingesetzte 

Verwaltungspersonal, verwaltungsbezogene Sachausgaben) anfallen. 

Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nr. 6.1 der Anlage 2 zur W Nr. 5.1 zu § 44 

BHO (ANBest-P) innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes vorzule­

gen. Hierzu werden entsprechende Formblätter vorgegeben (s. unter Abschnitt 4.7). Durch Unter­

schrift bestätigt der Zuwendungsempfänger, dass die Fördermittel für förderfähige Maßnahmen im 

Sinne des Programms verwendet worden sind, die Ausgaben notwendig waren, wirtschaftlich 

und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und ggf. den Belegen über­

einstimmen. 

Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfeinrichtung, ist von dieser der Verwen­

dungsnachweis vorher zu prüfen und über die Prüfung und das Ergebnis ein Vermerk zu fertigen 

(vgl. Nr. 7.2 ANBest-P). Der entsprechende Prüfvermerk ist Bestandteil des Verwendungsnach­

weises des Zuwendungsempfängers gegenüber dem Zuwendungsgeber. 

Die Gliederung des Sachberichtes wird vorgegeben. Er muss Aussagen zur Projektwirkung und 

zur Zielerreichung, einschließlich der Querschnittsziele enthalten. Im Sachbericht sind die Ver­

wendung der Zuwendung einerseits sowie das erzielte Ergebnis andererseits im Einzelnen dar-
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und den vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen (Erfolgskontrolle). Es ist auf die wichtigsten 

Positionen des zahlenmäßigen Nachweises einzugehen und die Notwendigkeit und Angemessen­

heit der geleisteten Arbeit zu erläutern. Das BMFSFJ führt im Rahmen des Bundesprogramms 

und seiner Förderschwerpunkte eine begleitende Erfolgskontrolle durch. Entsprechende Termine 

und notwendige Berichte werden mit dem Zuwendungsbescheid geregelt. 

Eine Anpassung der Projektziele an geänderte Umstände ist innerhalb des Förderzeitraumes 

nur in Absprache mit der Regiestelle zulässig. 

6. Qualitätssicherung 

6.1 Regiestelle 

Mit der Umsetzung des Bundesprogramms "Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremis­

mus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" ist die Regiestelle im BAFzA betraut. Sie hat die 

Aufgabe, die Implementierung des Programms sicherzustellen und zur Weiterentwicklung beizu­

tragen. Wichtige Bestandteile der Arbeit der Regiestelle sind dabei die nähere Programmaus­

gestaltung, die Programmumsetzung sowie eine programmbezogene Öffentlichkeitsarbeit. 

6.2 Qualitätssicherung I Monitoring I Evaluation 

Die Sicherung der Qualität der Umsetzung der Modellprojekte ist als eine ständig begleitende 

Aufgabe des Zuwendungsempfängers und der Regiestelle des Programms zu betrachten. Die 

Regiestelle stellt im Auftrag und in enger Abstimmung mit dem Bundesministerium das zuwen­

dungsrechtliche Monitaring der Modellprojekte sicher. 

Durch den Zuwendungsempfänger sind die erforderlichen Ressourcen und Informationen sicher­

zustellen sowie effizient zu lenken und zu leiten, damit die gestellten Projektziele erreicht werden 

können und während der Durchführungsphase eine gezielte Steuerung im Sinne der Erreichung 

der Gesamtzielstellung möglich ist. Der Zuwendungsempfänger entwickelt und nutzt spezifische 

Systeme der Selbstevaluation und der Evaluation der Praxis seiner Tätigkeitsbereiche. Ziele, Pra­

xis und Wirkung sind regelmäßig zu prüfen. 

Die Zuwendungsempfänger sind darüber hinaus zur Teilnahme an qualitativen und quantitativen 

Erhebungen sowie ggf. Fachworkshops der Programmevaluation/wissenschaftlichen Begleitung 

verpflichtet. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. 

Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich ferner zur Teilnahme am programmweiten Transfer. 

Hierfür ist u. a. die Teilnahme an den durch die Regiestelle oder die Kompetenz- und Servicestel­

le angebotenen Veranstaltungen einzuplanen. 

7. lnkrafttreten 

Die Leitlinie tritt vorbehaltlich der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 2017 und der Bereitstel­

lung von Haushaltsmittel in der erforderlichen Höhe zur Umsetzung des Bundesprogramms - wie 

im Regierungsentwurf enthalten - in Kraft. 
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E·MAIL thomas.heppener@bmfsfj.bund.de 

INTERNET WWW.bmfsfj.de 

ORT, OA1UM 8erlin, den 19.01.2015 

Begleitschreiben zum Zuwendungsbescheid im Rahmen des Bun­
desprogramms "Demokratie leben!- Aktiv gegen Rechtsextremis­
mus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung unterstutzt Initiativen, die sich für ziviles Engagement, demokratisches 
Verhalten und Vielfalt in der Gesellschaft einsetzen. Denn diese Werte bilden die Grundpfei­
ler unserer demokratischen Gesellschaft. Sie sind in Gefahr, wenn extremistische Gruppen 
an Raum gewinnen. 

Der Deutsche Bundestag hat seinerseits ebenfalls mehrfach betont, dass Extremismus­
prävention und -bekämpfung gesamtgesellschaftliche Aufgaben sind. 

Im Umkehrschluss ergibt sich daraus jedoch gleichermaßen, dass extremistischen Organisa­
tionen oder Personen, die nicht die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderli­
che Arbeit bieten, keine direkte oder indirekte Förderung zuteilwerden darf. Unterwande­
rungsversuchen von geförderten Initiativen durch solche Personen oder Gruppen muss wirk­
sam begegnet werden - ungeachtet dessen, ob sie den Bereichen islamistischer Extremis­
mus, Rechts- oder Linksextremismus angehören. 

ln diesem Zusammenhang ist daher ein sorgsames Vorgehen erforderlich, das die mit Bun­
desmitteln geförderten Projekte oder Initiativen selbst und die Träger und Kooperations­
partner betrifft. 

Im Rahmen dieses Vergehens setzt die Bundesregierung auf eine Zusammenarbeit mit 
Ihnen als den Trägem, deren Maßnahmen mit Mitteln des Programms »Demokratie leben!­
Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" gefördert werden, um 
gemeinsam dafür Sorge zu tragen, dass eine Unterstützung extremistischer Strukturen durch 
die Gewährung materieller Leistungen (hier: Fördermittel des Bundes) oder immaterieller 
Leistungen vermieden wird. 

Servicetele-030 20179130 
Telefax: 03018 555 4400 
E-Mail: ln-

VERKEHR- U2-Mohrenstr.; U6-Stadtmitte; U55-
8us:TXL,1 00,200 Unter den Lin­
S-Bahn:S1,S2,S25 BrandenburQer 
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Zu den immateriellen Leistungen gehört dabei zum Beispiel die aktive Teilnahme von Perso­
nen oder Organisationen aus extremistischen Strukturen im Sinne des § 4 Bundesverfas­
sungsschutzgesetz (BVerfSchG) an öffentlich geförderten Veranstaltungen, sofern nicht die­
se Veranstaltungen in verantwortlicher Weise gerade die kritische Auseinandersetzung mit 
diesen Strukturen zum Gegenstand haben. 

Die nachfolgenden Punkte konkretisieren das erforderliche sorgsame Vorgehen. Die Beach­
tung dieser Punkte dient dem Zweck, negative förderrechtliche Konsequenzen zu vermei­
den. ln der Vergangenheit kam es zu entsprechenden Konsequenzen z.B. dergestalt, dass 
Mittel, die Trägern mit extremistischem Hintergrund zugewendet worden waren, zurückge­
fordert wurden. 

• Wesentliche Voraussetzung ist, dass der Träger einer geförderten Maßnahme tatsächlich 
geeignet und in der Lage ist, diese durchzuführen. Für Zuwendungsempfänger, denen 
eine Zustimmung zur Mittelweitergabe an andere Träger erteilt wurde, ergibt sich darüber 
hinaus neben den üblichen Prüfkriterien (wie bisherige Mittelverwendung, Angemessen­
heit und Überprüfbarkelt der Zielsetzungen für die entsprechende Maßnahme) eine wei­
tere Aufgabe: 

Vor der Mittelweitergabe an andere Träger müssen die Zuwendungsempfänger die Maß­
nahmen, für die die Mittelvergabe erfolgen soll, darauf prüfen, ob im Hinblick auf den ln­
halt der beabsichtigten Maßnahme mit der Möglichkeit zu rechnen ist, dass sich bei de­
ren Durchführung eine Betätigung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
ergeben kann. 

Die Zuwendungsempfänger weisen die Träger, an die eine Weitergabe von Mitteln beab­
sichtigt ist, darauf hin, dass auch in deren Maßnahmen die notwendige Sorgfalt bei der 
Auswahl von Personen und Organisationen, die mit der Durchführung eines Projektes 
bzw. der inhaltlichen Mitwirkung an der Durchführung eines Projektes beauftragt werden 
sollen, angewendet wird, wie sie in diesem Schreiben dargestellt wird. 

• Personen oder Organisationen, von denen der/dem Beauftragenden bekannt ist oder bei 
denen sie/er damit rechnet, dass sich diese Personen oder Organisationen gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung betätigen, dürfen nicht mit der Durchführung 
eines Projekts bzw. der inhaltlichen Mitwirkung an der Durchführung eines Projekts be­
auftragt werden. 

• Bei Unklarheiten oder Zweifeln bezüglich der Verfassungstreue von Dritten, die von den 
Zuwendungsempfängern mit der Durchführung eines Projektes bzw. der inhaltlichen Mit.: 
Wirkung an der Durchführung eines Projektes beauftragt werden sollen, können sich die 
Zuwendungsempfänger an die Regiestelle beim Bundesamt für zivilgesellschaftliche Auf­
gaben (BAFzA) bzw. das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) wenden. Dort wird man die Fragen dann gegebenenfalls in Zusammenarbeit 
mit den anderen zuständigen Bundesministerien oder Behörden beantworten. 
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sEITEs • Zur Klärung von Zweifelsfällen sind auch eigene Angaben (Selbstauskünfte) der betref-
fenden Personen oder Organisationen zu ihrem Verhältnis zur freiheitlichen demokrati­
schen Grundordnung geeignet. 

Insgesamt gilt, dass die Überlegungen und Abwägungen im Zusammenhang mit Zweifelsfäl­
len und Unklarheiten bei der Umsetzung der vorgenannten Punkte dokumentiert werden 
müssen. 

Die Kontaktdaten der Regiestelle beim BAFzA lauten wie folgt: 

Regiestelle "Demokratie leben!" 
Spremberger Str. 31 
02959 Schleife 
Mai!: regiestelle@bafza.bund.de 
www. demokratie-leben. de 

Für Rückfragen stehen die Regiestelle sowie der Unterzeichner gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im��� 
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Herrn 
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Herrn 
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und Jugend 
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Herrn 
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Staatssekretär 

Bundesministeriums für Gesundheit 

Friedrichstraße 108 
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Herrn 

Michael Odenwald 

Staatssekretär 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur · 

Invalidenstraße 44 
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Herrn 

G unther Adler 

Staatssekretär 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz. Bau 
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Stresemannstr. 128 - 130 
1 0117 Berlin 
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F ra u  

Cornel ia Q uennet -Th iele n 
Sta atssek retä ri n 
Bundesrnin isterium für Bi ldung u nd Forsch ung 
Kapel le- Ufer 1 

·1 0 1 1 7  Berlin 

Herrn 
Dr. Friedrich Kitscheft 
Staatssekretär 
B u ndesministerium fü r wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Stresemannstraße 94 
'10963 Berl in 

Fra u  
Prof. Monika Grütters 
Staatsministerin bei der Bundes k a nzlerin 
Beauftragte der B undesreg ieruhg 
für Kultur und Medien 
Wil! y-Bra ndt-Straße 1 
1 0557 Berl in 

Frau 
Ayd a n  Özoguz 
Staatsministerin bei der Bundeskanzierin 
Bea uftragte der Bundesregierung für Migratio n ,  
Flüchtlinge u n d  Integration 
Willy - B ra ndt-Stra ße 1 
i 0557 Ber!in 

Herrn 
Steffen Seibert 
Staatssek retär 
C hef des Presse- und I n formationsamtes 
d er B u ndesregierung 
Oorotheenstra ße 84 
101 1 7  Ber!in 



Seite 4 von 7 

nachrich tlich : 

HerTn 
K l a u s-Dieter Fritsche 

Sta atssekretär 

Bea uftragter für die N ach richtend ie nste des B undes 

B u ndeskanzl era m t  

Wil ly- B randt-Straße 1 
1 0557 Berl in 

Herrn 
Dr Ha ns-Georg M a a ße n  

Präsident 
B undesamtes für Verfa s s ungssch utz 

Meria nstra ße 1 00 
50765 Köln 

Sehr geeh rte Kol leg i n n e n  und Kol le g e n ,  

d ie Innere S i cherheit steht Hera usforderungen d u rch extre m i stische u n d  terroristische 

Org a nisationen gege nüber ,  denen n u r  rn it einer Strategie g a nzheit l icher Bekämpfung 

wi rksa m entgegengewirkt werden k a n n .  

E i n e  solche Strategie schl ießt ü b e r  d i e · I nstrumenta rien d e r  Strafverfolgung,  des 

Verfassungsschutzes , des Vereins- und des Auslä nderrechts hinaus a u ch j ene 

Bereiche staatl ichen Ha ndeins e in , d i e  sich i n  der Gewährung materie l le r  und 
immateriel le r  Leistungen konkretis iere n .  

E rfahrungen zeig e n ,  d a ss e s  a uch Gruppierungen u n d  E i nzelpersone n ,  d ie a u s  

G ründen d e s  Staats- u n d  Verfassungssch utzes a uffä l l ig geworde n  s i n d ,  gel ingt,  i n  d e n  

G e n u s s  solcher staatl icher Leistungen zu gelan ge n .  

I .  

Anwe n d u n gsbereich 

Das Zie l ,  eine m issbräuch liche I n a nspruchnahme staatlicher Leistungen zu verhindern , 

richtet s ich g leich e rm a ß e n  gegen Org a n isationen m it rechts-, l inks- ,  

a u sländerextremistischem oder i slamistischem Hinterg run d . 
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Oie I n anspruchnahme staatl icher Leistu ngen geschieht  i n  d e r  Regel d u rch 

a) Förderu ngsprogramme mit  jugend- ,  b i ldungs- ,  entwick l u ngs- ,  umweft- oder 

integ rationspolitischer Zielsetzung sow1e im Rahmen staatl ich g eförderter 

I nit iativen zur Extremismuspräventio n ,  

b )  U n terstützung privater Org a n isat ionen m i t  Sach leistungen , 

c) Auszeichnung von Gruppieru ng e n  u n d  In itia tive n a u s  den u nter a )  g e n a n n ten 

Spektre n ,  

d )  Werbung mit a nerk annter  Gemeinnützigkeit u n d  Ausstel lung steuerabzugsfäh iger 

Spendenqu ittunge n .  

Eine immateriel le Förderun g  extrem istischer C� ruppen i iegt zudem i n  d e ren Mitwirk u ng 

a n  Vera nsta ltu n ge n ,  an denen Oberste Bundesbehörden oder ihre Geschäftsbereiche 

bete i l igt sind (z. B.  ln itiierung I Orga nisation der  Vera n staltung oder a ktive Tei lnahme 

von Ressort-Vertretern auf Podien oder i n  Diskussio nsfore n ) .  Extrem isten nutzen 

solche Ve ranstaltun ge n  z .  T. g ezie lt ,  um m ittels einer für d ie Öffe nt l ichkeit  

wahrne h mbare n  Nähe zu Bundesbeh ö rd e n  den Anschein staatl icher A kzepta nz zu 

e rwecken .  

l i  

Verfah ren 

U m  d ie missbräuchl iche I na nspru c hna h me staatl icher Leistungen noch effekt iver  a l s  

bisher a uszuschl ieße n ,  b ietet das B u ndesmin isteriu m  d e s  l nnern a n ,  d a s  B undesamt 

für Verfassun g sschu tz frühzeitig i n  die Prüfu ng einzubeziehen .  

Grundlage für d ie se E inbeziehung ist § 1 9  Absatz 1 BVerfSchG . 

Oie Entscheid ungskompetenz der Ressorts bleibt h iervon jedoch ausdrücklich 
u n berü h rt .  

Mit  dem Bundesamt für  Verfassung ssch utz ist folgendes Verfah re n  festgelegt word e n  

( 1 )  O i e  Resso rts schöpfen zunächst die ihnen zugängl ichen Erkenntnismöglichkeite n ,  

z.  B .  d ie j ä h rl ichen Verfassungssch utzberichte des B undes und d e r  Länder,  a u s .  

Diese Berichte stehen insgesamt unter vvww .verfassungsschutz .de zur Verfüg u n g  

D a s  B u ndesministeri u m  des f n n ern geht d a bei davon a u s ,  d ass die Ressorts 

Anfragen nur zu s olchen Orga n isat ionen , Personen und Vera nstaltungen stellen , 
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d ie unbekannt s i n d  (z. 8 .  weil  sie b islan g  noch n ich t in E rscheinung getreten s ind ) .  

oder dere n  Unbedenklichkeit sich nicht a u s  dem jeweiligen f<o ntext erschließt 

Soweit h iernach eine Kläru n g  n icht möglich ist ,  richt e n  die Ressorts ihre Anfragen 

zu möglichen verfa s s u ng sschutzreleva nten Erken n tnissen über Org a n i sa tion e n ,  

Personen u n d  Vera n sta ltun g e n .  d ie b e i  den u nter l . beschrieben e n  An lässen i n  

E rschein u ng treten .  u n m ittelbar an d a s  B undesamt für Verfa s s u n g sschu tz 

( 1 A7@bfv . b u n d ß§) und nachrichtl ich an d a s  B M !  (oesi i2ag@b m i . b u n d . d e) - vg l .  

§ 2 6  Abs.  1 G G O  - .  

Soweit die Ressorts , z .  B .  i m  R ahmen d e r Projektförderu n g ,  n u r  m it 

D achverbä nden kooperiere n ,  die ihrerseits rech tl ich se lbstä ndige U n terstrukture n  

m it der kon kreten Proj ektarbeit bea uftra ge n ,  s ind dem BN valide Aussa ge n  n u r  

mögl ich , wen n  a uch d iese U nterstrukturen m it O rganisationsnamen und 
Anschriften benannt werd e n .  

( 2 )  Das B u ndesamt für Verfassungssch utz besch ränkt s i c h  im Regelfa l l  auf die 

A ussagen " Verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse zu . . .  liegen vor" bzw. , .Es 

liegen keine Erkenntnisse vor' ' .  

D ie s e  Beantwortun g  d urch das BN ist  bewusst k n a p p  gehalten .  

Z u m  einen ist d avon a u szugehen, d a ss Anfragen im Regelfan bereits mit dem 

E rgebnis  einer R eleva nzprüfu n g  sachgerecht beantwortet werden könne n .  

Zum andere n  m u s s  d ie Beantwortung d u rch das BN d e n  Maßgaben des 

BVerfSchG g en ügen (Schutz personenbezogener Daten und 

nach richtendienstlicher Zugänge) . 

Die Antwort " Verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse zu . .  liegen vor" bedeutet 
d a ss a us Gründen des Schutzes der verfassungsmäßigen Ordnung M a ß n a hmen 

(vg l L) u nter Einbind u ng der a n gefrag te n  O rg a n isat ionen I Personen n icht 

a n gezei gt s i n d .  

(3 )  Das Bun desamt f ü r  Verfa s s u n gssch u tz leitet den a nfra g enden 

Orga nisat ionseinheiten d er R essorts seine Antwort u n mittelbar zu ( n ac h richtlich 

B M I ) .  

( 4 )  \/\lege n  e iner im Einzelfa ll notwendigen ,  ü b e r  d ie Antwort z u  ( 2 }  h inausgehenden 

Präzis ierung vorha n d ener verfassungsschutzrelev a n ter E rkenntnisse wenden sich 

die Ressorts u n m itte lbar  an B M I  (oesii2ag@bm i . b u n d .de) 
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Der u n m i ttelba re Konta kt der Ressorts mit dem B M I  sol lte sich auf Sachverhalte 

konzentri e re n ,  d ie über Standardantworten h inaus e ine vertiefte Analyse 

vorh a ndener E rkenntn isse erfordern . weil  n u r  so eine a uf den Einzelfa l l  a bgeste l !te 

Entschei d u n g  mögl ich ist. Das B M I  wird in  d iesen Fällen über das BN a l le 

relevanten E rkenntnisse des Verfa s s un g ssch utzverbu ndes beiziehen und a u f  

d ieser G ru n d la g e  d ie Ressorts beraten A uch d iese Beratung des B M I  berü h rt d i e  

E ntscheid ungskompetenz der  Ressorts n icht 

(5) S oweit Ressorts a u s  anderem An lass ü be r  u n m ittelbare Kontakte zu 

Landesverfa s s ungsschu tzbehörden verfügen,  b ittet das B undesministeri u m  d es 

l n ne rn ,  h iervon im Sachzusamme n hang keinen Gebra u ch zu mach e n .  E i ne 

einh eitl ich e n  M a ßstäben genügende A u s k u nft d e r  Verfa s s u ngssch utzbeh örde n  ist 

n ur dann s ichergestel l t ,  wenn der Verfa ss u ngssch utzverbu n d  unte r  Einscha ltung 

des B undesamtes für Verfassu n gssch utz als Zentra lste l le  mit  den A n fragen 

b efasst wird . 

Die Gewä h ru n g  von Vorteilen a n  Orga n isationen u nd Persone n ,  zu denen 

verfa ss u ngssch u tzrelevante E rken ntn isse vorliege n ,  steht im Widerspruch z u  e iner  

Strategie der  g a nzheit l iche n  Bekämpfu n g  von Extremismus und Terrorismus Sie steht  

n icht im Eink lang mit der auf  die Stärk un g  der I nnere n  Sicherheit u n d  des 

geseflsch aftl ichen Zusamme n h a lts gerichteten Politik der B undesregierung 

Das B u ndesmin isteri u m  des l n nern lädt deshalb dazu e i n ,  d a s  mit d iesem 

R u n d schreiben verbu ndene Angebot in I h re n  Hä u sern und Geschäftsbereichen 

a usgiebig zu n utzen .  

D ieses R u nd sch reiben ersetzt das R undsch reiben des B M I  vom 04 . Mä rz 2004 - P I i  3 
- 6 1 8 060- 1 /1 7 . 

M it freundl ichen G rü ße n  
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martina Ren ner, Dr. Andre Hah n,  
Gökay A kbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
- Drucksache 1 9/3940 -

Harald B.,  das Bu ndesamt für Verfassungsschutz u nd Demokratieprojekte 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

In einem Interview in der Tageszeitung "neues deutschland" mit e inem Beschuldig­
ten im sogenannten Indymedia-linksunten-Vetfahren gab dieser an, dass das Bun­
desamt ftir Verfassungsschutz (BfV) an der Auswertung der beschlagnahmten Ge­
genstände beteiligt sei. Seitens des BfV sei daran unter anderem Harald B. beteiligt. 
B. ist Politikwissenschaftler und Vertreter der Extremismus-Doktrin. In der Vergan­
genheit war B.  unter anderem um die D iskreditierung der Partei des Demokratischen 
Sozialismus (PDS) bemüht. Unter anderem war er als Referent fur das Thüringer 
Innenministerium tätig und leitete bis 20 1 1  die Landeskoordinierungsstelle gegen 

Rechtsextremismus in Nordrhein-Westfalen (vgl. :  "Der Etfolg der Plattform wurde 
zum Problem", neues deutscbland vom 30 .  Juni 20 1 8, www.neues-deutschland. 
de/artikel/1 092 7 48.indymedia-linksunten-der-erfolg-der-p I a ttf orm-wurde-zum­
problem.html, "Verfassungsschutzwissenschaftsjournalismus" auf https://nrw. 
rosalux.de/publikation/id/6973/verfassungsschutzwissenschaftsj ournalismus 
sowie "Harald Bergsdorf' in der Wikipedia, https://de.wikipedia.org/wiki/Harald_ 
Bergsdort). 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Jnnern, für Bau und Heimat 
vom 6. September 2018 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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I .  In welcher Eigenschaft ist Harald B.  für das Bundesamt für Verfassungs­
schutz tätig (bitte angeben, seit wann und ggf. auch vorherige Verwendun­
gen für das Btv mit zeitlicher Einordnung nennen)? 

2 .  War B .  i n  seiner Zeit als Referent für das Thüringer Ministerium für Inneres 
und Kommunales Mitarbeiter oder Quelle des Bundesamtes ftir Verfas­
sungsschutz? 

3 .  War B.  nach Kenntnis der Bundesregierung Mitarbeiter oder Quelle eines 
Landesamtes für Verfassungsschutz, und wenn ja, von welchem und in wel­
chem Zeitraum? 

4 .  War B .  nach Kenntnis der Bundesregierung in seiner Tätigkeit als Leiter der 
Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus für das Bundesamt 
für Verfassungsschutz bzw. für ein Landesamt für Verfassungsschutz/Abtei­
lung Verfassungsschutz tätig? 

D ie Fragen I bis 4 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Abwägung zu der Auffassung gelangt, 
dass eine BeantwOJiung der Fragen nicht erfolgen kann. Die erbetenen Auskünfte 
sind geheimhaltungsbedürftig, weil sie Informationen enthalten, die im engen Zu­
sammenhang mit der personellen Ausstattung, Arbeitsweise und Methodik des 
BfV und insbesondere dessen Aufklärungsaktivitäten und Analysemethoden ste­
hen. Vor diesem Hintergrund erteilt die Bundesregierung grundsätzlich weder 
Auskünfte über Mitarbeiter noch über operative Angelegenheiten. Aufgrund der 
evidenten Geheimhaltungsbedürftigkeit ist eine auch nur geringe Gefahr der Ver­
öffentlichung zu vermeiden, weshalb hier eine Bekanntgabe auch nicht durch ei­
nen als Verschlusssache eingestuften Bericht an die Geheimschutzstelle des Deut­
schen Bundestages erfolgen kann. 

5 .  Sind bzw. waren d i e  Landes-Demokratiezentren z u  irgendeinem Zeitpunkt 
Beobachtungsgegenstand des Bundesamtes ftir Verfassungsschutz? 

6 .  Sind bzw. waren andere Projekte des Bundesprogrammes "Demokratie Le­
ben" bzw. der Vorgängerprogramme Beobachtungsgegenstand des Bundes­
amtes für Verfassungsschutz? 

7.  Sind bzw. waren Mobile Beratungsteams gegen Rechtsextremismus oder 
Beratungsstellen für Opfer rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt 
Beobachtungsgegenstand des Bundesamtes für Verfassungsschutz? 

8 .  Liegen i m  Bundesamt für Verfassungsschutz Quellenmeldungen m i t  Bezug 
zu Landesdemokratiezentren, Mobilen Beratungsteams gegen Rechtsextre­
mismus, Beratungsstellen für Opfer rechter, rassistischer und antisemitischer 
Gewalt oder anderen Projekten des Bundesprogrammes "Demokratie Le­
ben" bzw. der Vorgängerprogramme vor (bitte nach Jahren und Bezug auf­
listen)? 

D ie Fragen 5 b is 8 werden gemeinsam beantwOJiet. 

Das BfV sammelt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Informationen und 
wertet diese aus (§  3 Absatz I des Bundesverfassungsschutzgesetzes, BVerfSchG). 
Eine Stellungnahme zum B eobachtungsstatus einer Organisation außerhalb der 
Verfassungsschutzberichte ermöglicht Rückschlüsse auf den Aufklärungsbedarf, 
den Erkenntnisstand sowie die generelle Arbeitsweise des BfV. D ies würde die 
Funktionsfähigkeit des BfV nachhaltig beeinträchtigen. Nach sorgfältiger Abwä­
gung des parlamentarischen Fragerechts mit den Folgen einer B eantwortung für 
die künftige Arbeitsfähigkeit und Aufgabenerfüllung des BfV ergibt sich, dass 
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eine Beantwortung entsprechender Anfragen durch die Bundesregierung grund­
sätzlich nicht erfo lgen kann. Das gilt auch ftir Organisationen, die niemals Be­
obachtungsobjekt des BfV waren, da anderenfalls aus der Antwotiverweigerung 
in vergleichbaren Fällen im Umkehrschluss gefolgeti werden könnte, dass die 
doti in Rede stehende Organisation Beobachtungsobjekt ist. Ausgehend von die­
sem Grundsatz ergibt die Abwägung der widerstreitenden B elange in den vorlie­
genden Fällen, dass zu dem Bundesprogramm "Demokratie leben" des Bundes­
ministeriums ftir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) sowie zu den 
in der Anfrage bezeichneten "Landes-Demokratiezentren" oder anderen Projek­
ten des geforderten Bundesprogrammes ausnahmsweise Folgendes mitgeteilt 
werden kann: Das Bundesprogramm "Demokratie leben ! Aktiv gegen Rechtsext­
remismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" will nach eigenen Angaben "zi­

viles Engagement und demokratisches Verhalten auf der kommunalen, regiona­
len und überregionalen Ebene fördern". Hierzu unterstützt es u. a. "Demokratie­
zentren zur landesweiten Koordinierung und Vernetzung sowie von Mobiler-, 
Opfer- und Ausstiegsberatung". D iese Demokratiezentren sind ebenso wenig wie 
die anderen Projekte des vom BMFSFJ geforderten Bundesprogrammes "Demo­
kratie leben ! "  Beobachtungsobjekte des BfV. 

D rucksache 1 9/4202 
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ANLAGE B 7 

Ste l l ungnahme des B u n desverbands Mob i le  Beratung e.V.  ( B M B) 
u n d  des Verbands der  Beratungsstel len für O pfer rechter, rassistischer 

und a ntisem itischer  Gewalt e.V. (VBRG) zur  " Ü berprüfung  der  

Demokratieprojekte d u rch Sicherheitsbehörden des  B u ndes"  

VERBAND D E R  BERATUNGSSTElLEN FÜR 
BETROFFENE RECHTER, RASSISTISCHER 
UND ANTISEMITISCHER GEWAlT E.V. 

17.  M a i  2018, Berl in/Dresden/Münster 

,,G e heimdienstliche Ü berprüfung von Demokratieprojekten stä rkt extreme 
Rechte u n d  schwächt demokratische, sol idarische Prozesse vor Ort" 
Bundesverbände fordern sofortige Einstel lung der Ausspäh u ng und Rückkehr zu vertrauensvoller 

Zusa m m ena rbeit 

Die Bundesverbän d e  der Mobi len Beratung ( B M B  e .V.)  und der unabhängigen 
Opferberatu ngsste l len  fü r Betroffene  rechter, rassistischer und a ntisem itischer Gewalt 
(VBRG e .V . )  krit is iere n  die Ausforschung von Demokratieprojekten durch das Bundesamt fü r 
Verfassungssch utz, d i e  erst jetzt d u rch e i ne  parl a menta rische Anfrage i m  Bundestag beka nnt 
wurden : "Wir fordern die sofortige Einste l l u ng d e r  geheimdienstl iehen Überprüfung der 
Demokratieprojekte", so He iko K lare vom B M B  e .V. Das Bundesamt fü r Verfassungssch utz 
hat offenbar  a l l e i n  in den letzten dre i  J a h ren  m e h r  a l s  50 Projektträger des vom 
Bundesfa m i l i e n m i n isteri um geförderten Bundesprogra mms "Demokratie lebe n ! "  
"an  lassbezogen e i n e r  Überprüfung a u f  mögl iche verfassungssch utzre levante E rkenntn isse 
u nterzogen" (vg l .  Antwort der Bundesregierung a uf K le ine Anfrage der Linksfraktion BT-Drs.  
19/1668 vom 17. Apr i l  2018) .  

Weder die betroffenen  Träger noch deren M itarbe iter* in nen hatten  Kenntn is  davon, dass 
s ie  Z ie l  von gehe i m d ienstl iehen M a ßnahmen  wa ren, noch wurde i h nen e i n e  M ögl ichkeit zu r  
Stel l ungnah m e  e ingeräumt.  D i e  gehe imd ienstl i ehen Überprüfungen fa nden  mehrhe it l ich 
bere its während d e r  Antragsverfa hren  der Proje ktträger statt. D ie  derzeitige Antwort an  das 
Parl a ment lässt offen, ob aufgrund  der P rüfungen Projektanträge n icht bewi l l igt wurden .  
Darüber h i n a us b le ibt u n k lar, we lche ,An l ässe' zur  Ü berprüfung von Projektträgern fü hren, 
welche Rechtsgru nd l age und wel che Kriter ien e iner  solchen Prüfu ng zu G runde  l i egen und i n  
welcher Form d a s  B und esa mt fü r Verfassungssch utz I nformationen gesammelt u n d  
weiterge le itet hat .  

D ie  be iden B u n desverbä nde, i n  denen  i nsgesa mt 47 Mobi le  Beratungstea ms und  13  
u n a b hä ngige Opferberatungsste l len  zusammengeschlossen s ind ,  sehen i n  der  Überprüfung 
von mehr a ls 50 P rojektträgern "e inen weiteren Ausdruck des grundsätz l i chen M isstra uens 
gegen ü b e r  d e njen igen, d ie  s ich fü r Opfer rechter G ewalt und gegen Rechtsextremismus u nd 
Rechtspopu l i smus  e i nsetzen", sagt Robert Kusche vom Vorstand d es VBRG e.V. "D ieses 
behörd l i che  M isstra uen  sp ie lt den G egner* i n n e n  der  Demokratie in d ie  H ä nde ."  Stattdessen 
sol lte d ie d r i ngend n otwendigen demokratisch e n  Beratungs- und  Präventionsa rbeit end l ich 
wieder  wertgeschätzt werden .  "Wir fordern vom B un desfamil ienministerium eine 
vollständige Offen legung der Rechtsgrundlage für d iese von M isstrauen statt Vertrauen 

und Respekt bestimmte Praxis gegen Projekte, die oft mit dem Rücken zur Wand 
demokratische Werte verteidigen", sagt Robert Kusche vom VBRG e.V . .  

Sc hon  a n lä ss l i ch  d er  Ende  2017  i n  Hessen gep lanten so  genannten "S icherheitsüberprüfu ng" 
d u rch  das La n d esa mt fü r Verfassungssch utz in  H essen fü r Träger der  
"Extre m ismusprävent ion" hatten d ie  Verbän d e  d ieses behörd l i che M isstrauen kritis iert .  Aus 

/////; ,- ·� /h 
'////////./ 

1//////; 



Sicht der Bundesverbä nde entspricht das Vorgehen n icht dem Verhä ltn ismäßigkeitspri nz ip .  
Gerade das  Engagem ent der  k le inen und  großen Träger, d i e  s i ch  vor  Ort fü r Demokratie 
ei nsetzen, ist fü r die gesel lschaftl iche Ause inandersetzung  m it Rechtsextremismus, 
Rassismus, Antisemitismus u n d  a nderen Ungleichwertigkeitsvorste l l ungen unverz ichtba r. 

"Ob ein Träger üder Pmjekt förderfä h ig ist, darf nicht d u rch das Bundesami fur 

Verfa ssungsschutz entscheiden, sondern muss an Qual itätssta ndards festgemacht 
werden," sagt Heiko Klare vom BMB e.V . . "Die be iden Bundesverbände haben daher 
geme insam m it Aktion Sühnezeichen Friedensdienste e .V. und  anderen  großen 
zivi lgesel lschaft l ichen Trägern ein ju ristisches Gutachten z u r  Frage der Verknüpfu ng 
staat l icher Förderleistungen mit gehe imdienstl iehen Überprüfu ngen der geförderten Träger 
und deren M itarbeite r* innen i n  Auftrag gegeben." 

Hintergru n d :  

Anfrage der  Fra ktion " D i e  L inke{/ im Bundestag: 
http:// d ipbt. bu ndestag.de/ doc/btd/19/016/1901668. pdf 

Antwort der Bundesregieru ng a uf d ie  Anfrage: 
http:// di  pbt. bu  ndestag .de/ d ip21/btd/19/020/1902086. pdf 

Bericht der taz zum Vorgang:  
http:ijwww.taz .de/Verfassu ngssch utz-ueberpruefte-NGOs/!5506316/ 

Ansp rechp a rtner: 

Verband der Beratungsstel len für Opfer rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt 
Robert Kusche, Vorstand  (VBRG e .V . )  

0 176-23562761 
r .kusche@verband-brg. de  
www.verband-brg.de  

Bundesverband Mobile Beratung e.V. 

Heiko K la re, M itgl ied des S precher _innenkre ises u n d  Regiona lbüro M ünster 

025 1�4927109 
k lare @ bundesverband-mobi le-beratung.de 
www.bundesverband-mobi l e-beratung.de  

---·--- --------------------
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ANLAGE B 8 
Verfassungsschutz überprüfte NGOs 

u I uchtet 
Wer sich b e im B und um Fördergelder b ewirbt, kann vom 

Verfassungsschutz überprüft werden. B etroffene Initiativen 

werden darüber nicht informiert .  

B u ndes a mt fü r  
Verfass·un· . .. . h . .  . gssc utz: 

D i e  Zent 1·a l e  d e s  B u nd esa mts fü r V e rfa s s u n g s s c h u tz i n  K ö l n  Foto : d p a  

B E RLI N taz 1 Das B u n d e s a mt fü r V e rfa s s u n g ss c h utz h at se it  2004 i n s g e s a mt 
5 1  D e m o k rati e p roj e kte ü b e rp rüft,  d i e  s i c h  u m  M itte l d e s  
B u n d e s fa m i l i e n m i n i ste ri u m s b e wo rb e n  h a tte n .  D a s  g e ht a u s  d e r  Antw o rt d e r  
B u n d es re g i e r u n g  a u f  e i n e  K l e i n e  A n fra g e  d e r  Li n ksfra kti o n  h e rvor,  d i e  d e r  ta z 
vor l i e g t .  D e m n a c h  w u rd e n  d i e  b etroffe n e n  I n iti a ti v e n  u n d  O rg a n isat io n e n  i n  

ke i n e m  d e r  Fä l l e  d a v o n  u nterr ichtet, d a ss s i e  vo m V e rfa s s u n g ss c h utz 
ü b e rp rüft w o r d e n  w a re n .  

D i e  B u n d es re g i e ru n g  u nte rstützt m it u nters c h i ed l i c h e n  Fö rd e r p ro g ra m me n  d a s  

E n g a g e m e nt v o n  I n it iat iven u n d  O rg a n i s a ti o n e n  z u r  D e m o krati e b i l d u n g  u n d  
a u c h  z u r  B e kä m pfu n g  v o n  R a s s i s m u s  u n d  Rechtsextre m i s m u s .  D i e  Li n ke n ­

A b g e o rd n ete U l l a  J e l p k e  h a tte d i e  B u n d e s re g i e ru n g  g efra gt,  i n  w i e  v i e l e n  
Fä l l e n  S i c h e r h e i ts b e h ö rd e n  s o l c h e  I n it iat iven ü b e rp r ü ft h a b e n  u n d  i n  w i e  
v i e l e n  F ä l l e n  d a ra ufh i n  Fö rd e ru n g e n  e i n g este l lt w u rd e n .  E r k u n d i g t  h atte s i c h  
J e l p k e  i n s b e s o n d e re n a c h  d e n  P ro g ra m m e n  " Z u s a m m e n h a lt d u rc h  Te i l ha be" 
sow i e  " D e m o k rat ie  l e be n ! " .  

A n z e i g e  

http ://www . taz.de/ ! 5 5063 1 6/ 0 1 . 1 2.20 1 8  
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I m  P roj e kt " Z u s a m m e n h a lt d u rc h  
Te i l h a b e

"
, m it d e m  l a ut 

B u n d e s re g i e r u n g  " eta b l i e rte 
I n stitut i o n e n  a l s  p rä g e n d e  Sä u l e n d e r  
Z i v i l g e s e l l s c h a ft

" 
( z u m  B e i s p i e l 

La n d e s s p o rtverb ä n d e ,  Fre i wi l l i g e  
Fe u e rwe h re n  u n d  
Wo h l fa h rtsve rb ä n d e )  g efö rd e rt 
w e rd e n ,  w a r  l a ut Reg i e ru n g  e i n e  
" ü be r  d ie Rech e rc h e  i n  a l l g e m e i n  
ö ffe nt l i c h  z u g ä n g l ic h e n  Q u e l l e n  

h i n a u s g e h e n d e  d e z i d i e rte P rüfu n g  d u rc h  d i e  S i c h e r h e i ts b e h ö rd e n  d e s  B u n d e s  
b is l a n g  n ic ht e rfo rd e r l i c h" . D a s  P rog ra m m  w i rd v o m  B u n d e si n n e n m i n iste ri u m  
b etre u t .  

I m m e r  w i e d e r  tät i g  w u rd e  d e r  Verfa ss u n g ss c h utz a l l e rd i n g s  i m  Ra h m e n  d es 
B u n d e s p ro g ra m m s  " De m o kratie l e b e n !

"
, d a s  v o m  B u n d e s m i n i ste ri u m  fü r 

Fa m i l i e ,  Se n i o re n ,  F ra u en u n d  J ug e n d  betre u t  w i rd u n d  u nter a n d e re m  
Rechts e xt re m i s m u s  a d re s s i e rt .  D e m n a ch w u rd e n  h i e r  ) n s g e s a mt 5 1  
P roj e ktträ g e r  a n l a ss b e zo g e n  e i n e r  Ü be rp rü fu n g  a uf m ö g l i c h e  
v e rfa s s u n g s s c h u tz re l ev a n te Erken ntn isse u n te rzog e n;; . 

Ü be rp rüfu n g  vor u n d  nach der Zusage 

I n  46 Fä l l e n  s e i  d i e s  b e re its  i m  Ra h m e n  v o n  I nt e resse n be k u n d u n g sv e rfa h re n  

e rfo l gt, a l so e h e  e i n e  Fö rd e r u n g  z u g es a g t  w u rd e .  " I n  fü n f  Fä l le n  e rfo l gte e i n e  
Ü be r p rü fu n g  n a c h  A u fn a h m e  d e r  Förd e ru n g ,  e b e n fa l l s  d u rc h  d a s  B u n d e s a m t  
fü r Ve rfa s s u n g s s c h utz .

" 
We ite r h e i ßt e s  i n  d e r  Antwort :  " D i e  M o d e l l p roje kte 

d e r  ü be rp rü fte n T rä g e r  a rb e it e n  in d e n  T h e m e n b e re i c h e n  Anti s e m iti s m u s ,  
Is l a m ist isch e r  E xtre m i s m u s ,  Ra ss i s m u s, Rechtsextre m i s m u s  sowie 
Z u s a m m e n l e b e n  in  d e r  E i n w a n d e ru n g s g e s e l l s c h a ft . 11 

A u s  d e r  Antw o rt g e ht a u c h  h e rvor,  d a ss k e i n e  d e r  Ü be rp rü fu n g e n  a u f  B itte n 
d e r  P roje ktträ g e r  h i n  e rfo l gt s e i .  A u c h  g e ht a u s  d e m  S c h re i b e n  d e r  
B u n d e sre g i e ru n g  h e rv o r, d a s s  d i e  P roj e ktträ g e r  w e d e r  v o r, w ä h re n d  n o c h  
n a c h  d e r  Ü b e rp rü fu n g  a n g e h ö rt o d e r  i nfo rm i e rt w o rd e n  s e i e n . 

http://www .taz.de/ ! 5 5063 1 6/ 0 1 . 1 2 .20 1 8  
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K o n s e q u e n z e n  fü r b e reits gefö rd e rte P roje ktträ g e r  h a be es a l l e rd i n g s  i n  
ke i n e m  d e r  Fä l l e  g e g e be n . So s e i  e s  " w e d e r  z u  e i n e r  Bee n d ig u n g  n o c h  z u  
e i n e r  E i n s c h rä n k u n g  d e r  Förd e ru n g  i m  S i n n e  d e r  Fra g este l l u n g'' g e ko m m e n .  
O b  m ö g l i c h e rw e i s e  e i n i g e  ü be rp rüfte P roj e kte g a r  n i cht e rst i n  d i e  Fö rd e ru n g  
a u fg e n o m m e n  w u rd e n ,  g e ht a us d e r  Antw o rt n i ch t  e i n d e utig h e rv o r. 

Kriti k a u s  dem B u nd estag 

D i e  B u n d esta g s a b g e o rd n ete J e l p ke sa gte,  es k ö n n e  n i cht a n g e h e n ,  " d a s s  
a u fg ru n d  vö l l i g  u n be re cht igter  Vo rw ü rfe e i n  P roj e ktträ g e r  u n d  d e s s e n  
M ita rbe ite r vo m G e h e i m d i e n st ü be rp rüft w e rd e n .  E s  w ä re d a s  M i n d e ste , d ie 
B etroffe n e n  ü b e r  d i e  Ü b e rp rüfu n g  z u  i n fo rm i e re n ." J e l p ke s a g te ,  s i e  w ü n sc h e  

s i c h  e i n  k l a re s  g es e l l s c h a ftl i c h es S i g n a l ,  d a s s  d e r  Ka m pf g e g e n  
Rech tse xtre m i s m u s  n i c h t  e xtrem istis c h  s e i ,  s o n d e r n  e i n  d e m o kra t i s c h e s  M u ss . 

D i e  A n tw o rt a uf d ie A n fra g e  m a cht a u c h  d e u t l i c h ,  d a ss De m o k ra ti e i n iti at ive n 
n i c ht e rst s e it d e r  D e ba tte u m  d i e  s o g e n a n n t e  " Extre m i s m u s k l a u s e l "  v o m  
V e rfa s s u n g s s c h u tz ü be rp rü ft w e rd e n . 2 0 1 1  h a tte d i e  C D U - Fa m i l i e n m i n i ste ri n 
K ri st i n a  Se h r ö d e r  v o n  P roj e ktträ g ern e i n e  s og e n a n nte " De m o k rat ie e rk l ä ru n g" 
e i n g e fo rd e rt,  d i e  a l l e rd i n g s  h efti g  u m stritte n w a r .  20 14 w u rd e  d i e  K l a u s e l  a u f  

I n it iative d e r  S P D - Fa m i l i e n m i n i ste ri n M a n u e l a  S c h w e s i g  w i e d e r  a bg e s c h a fft . I n  
w e l c h e m  g e n a u e n  Zeitra u m  d i e  Ü b e r p rü fu n g e n  stattg efu n d e n  h a be n ,  
s pe z i fi z i e rt d i e  B u n d e s re g i e r u n g  i n  i h re r  A n tw o rt n i c h t  n ä h e r .  
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